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Vereinigten Staaten von Amerika an den republikanischen Bestrebungen des 
norwegischen Volkes, habe man in Christiania angefangen, ernstlich an die 
W iederaufrichtung des Königthums zu denken.

H err Irgens fügte bei, Norwegen sei übrigens mit der Wahl seines Königs sehr 
zufrieden; Schwiegersohn Eduards V II., des konstitutionellsten aller M onar­
chen, sei König Hakoon selbst freiheitlich gesinnt und habe zudem eine Verfas­
sung beschwören müssen, die ihm in staatsrechtlicher Hinsicht keine selbständige 
Macht verleihe.

Diese Äusserung meines Kollegen erklären -  worüber die europäische Presse 
seinerzeit keinen stichhaltigen Grund anzugeben vermochte -  weshalb das libe­
rale Norwegen keine Republik wurde.

111
E 1001 1 / EDP Anträge 1905-1907

Antrag des Bundespräsidenten und Vorstehers des Politischen Departementes,
L. Forrer, an den Bundesrat

Konferenz zur Revision Bern, 9. März 1906
der Genfer Konvention

Schon anfangs November 1905 hatten wir der russischen Regierung durch 
Vermittlung des Herrn von Jadowsky mitgeteilt, wir beabsichtigten, die Konfe­
renz zur Revision der Genfer Konvention von neuem einzuberufen, wünschten 
aber uns über den Zeitpunkt des Zusammentrittes dieser Konferenz mit ihr zu 
verständigen, um eine Kollision mit der von Russland in Aussicht genommenen 
zweiten Haager Konferenz zu vermeiden. Die russische Regierung werde daher 
gebeten, uns mitzuteilen, wann sie die zweite Friedenskonferenz einzuberufen 
gedenke.

Da wir am 27. Januar abhin noch ohne Antwort russischerseits waren, so 
teilten wir an diesem Tage gemäss Ihrem Beschluss vom 23. Januar1 der russi­
schen Gesandtschaft durch N ote2 mit, wir würden, wenn keine Antwort bis Ende 
Januar von Petersburg eintreffe, die Regierungen ohne weiteres anfragen, ob sie 
mit der Einberufung der Konferenz zur Revision der Übereinkunft vom 22. A u­
gust 1864 auf den August 1906 nach Genf einverstanden seien.

Abermals keine Antwort.
Am 1. Februar Hessen wir die Regierungen Deutschlands, Frankreichs, Gross­

britanniens, Italiens, Österreich-Ungarns, Japans, der Vereinigten Staaten A m e­
rikas und Russlands sondieren, ob sie mit der Einberufung der Genfer Konferenz 
auf den August dieses Jahres einverstanden seien.

Wir erhielten folgende Antworten:
Russland. Die erste, vom russischen Minister des Auswärtigen dem Verweser

1. Vgl. Nr. 102, Anm. 1.
2. E 2001 (A), Archiv-Nr. 502.
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unseres Generalkonsulates in St. Petersburg gegebene Antwort lautete dahin, 
man könne sich darüber nicht äussern, weil die Niederlande noch keine M ittei­
lungen über den Zeitpunkt der Einberufung der Haager Konferenz gemacht 
hätten (5. Februar).

Am 8. Februar liess sich sodann die russische Regierung dahin vernehm en, es 
wäre ihr erwünscht, dass die Genfer Konferenz schon im April-Mai einberufen 
würde, weil sie der Haager Konferenz vorausgehen müsse.

Vereinigte Staaten. Man habe der russischen Regierung versprochen, sich dafür 
zu verwenden, dass eine Konferenz für die Revision der Genfer Konvention vor 
der Haager Konferenz stattfinde. Das Staatsdepartem ent sei mit jedem Datum  
einverstanden, das der Genfer Konferenz gestatte, ihre Arbeiten vor dem 
Zusamm entritt der Haager Konferenz zu beenden.

Deutschland. Die Haager Konferenz werde voraussichtlich im Laufe des 
Sommers zusammentreten; es dürfte sich daher empfehlen, die Genfer Konfe­
renz zu einem frühem  Zeitpunkte, und zwar vielleicht schon im Mai dieses Jahres 
abzuhalten.

Italien. Durch Memorandum vom 20. November 1905 habe die russische 
Gesandtschaft in Rom den Vorschlag gemacht, die Revision der Genfer Konven­
tion in das Programm der Haager Konferenz aufzunehmen. Die italienische 
Regierung habe sich hiemit einverstanden erklärt, gleichzeitig aber die Notwen­
digkeit betont, sich vorher mit der schweizerischen Regierung hierüber zu 
verständigen.

Frankreich. Eine Antwort der Regierung liegt noch nicht vor. D er D irektor 
der politischen Abteilung äusserte sich dem Herrn Lardy gegenüber dahin, dass 
wir direkt mit Russland über das Datum der Abhaltung der Genfer Konferenz 
verhandeln sollten.

England, Österreich-Ungarn und Japan haben noch nicht geantwortet.
Am 5. dies erhielten wir von der russischen Gesandtschaft beiliegende N ote3, 

worin uns vorgeschlagen wird:
In erster Linie: Da es im Haag sich auch darum handeln werde, die Konven­

tion betreffend die Kriegsgesetze und Kriegsgebräuche nach gewissen Richtun­
gen hin zu ergänzen, und da diese Ergänzungen in Zusammenhang ständen mit 
ändern die Revision der Genfer Konvention betreffenden Fragen, so wäre es 
zweckmässig, auch die Revision der Genfer Übereinkunft der Haager Konferenz 
zu überweisen.

In zweiter Linie: Sollte der Bundesrat darauf bestehen, dass für die Revision 
der Konvention von 1864 eine besondere Konferenz in Genf abgehalten werde, 
so müsste diese Konferenz, da verschiedene im Haag zu treffende Entscheidun­
gen die Durchführung der bezeichneten Revision zur Voraussetzung hätten, der 
Haager Versammlung vorausgehen. In diesem Falle wäre es erwünscht, dass die 
Genfer Konferenz vor Mitte Mai zusammentrete.

Wir teilten hierauf dem russischen Geschäftsträger mit, dass wir auf die 
Abhaltung einer Konferenz in Genf zur Revision der Genfer Konvention nicht

3. E 2001 (A), Archiv-Nr. 502.
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verzichten können, jedoch bereit wären, der russischen Regierung mit Bezug auf 
den Zeitpunkt der Einberufung der Genfer Versammlung so viel als möglich 
entgegenzukommen; wir schlügen für die Abhaltung dieser Konferenz in Genf 
den Monat Juni vor.

Heute teilte uns Herr Stalewsky mit, seine Regierung wäre mit Mitte Juni 
einverstanden; in der gleichzeitig übergebenen Verbalnote4 ist aber von Anfang 
Juni die Rede.

Da keine Zeit mehr zu verlieren ist, so beantragen wir:

1. Die Konferenz zur Revision der Genfer Konvention sei auf Montag, den 
18. Juni 1906, nach Genf einzuberufen;

2. Die bei der Genfer Konvention beteiligten Staaten durch das Politische 
Departement telegraphisch einzuladen, sich an dieser Konferenz vertreten zu 
lassen;

3. Diese Einladung sei schriftlich durch eine bundesrätliche, an die Ministerien 
der auswärtigen Angelegenheiten zu richtende Note nach folgendem Entwürfe 
zu bestätigen:

«A deux reprises déjà, le Conseil fédéral avait convié les Gouvernements à se 
faire représenter à une conférence qui devait se réunir à Genève, dans le but de 
reviser la convention du 22 août 1864 pour l’amélioration du sort des militaires 
blessés dans les armées en campagne, mais des circonstances imprévues ont 
empêché que cette réunion eût lieu.

Aujourd’hui, rien ne paraissant plus s’opposer à la réalisation du vœu de la 
conférence de La Haye, nous avons décidé de convoquer la conférence dont il 
s’agit pour le 18 juin prochain3, à Genève.

En confirmant les communications télégraphiques que le Département politi­
que de la Confédération vient de faire à ce sujet, nous avons l’honneur d’inviter 
votre Gouvernement à prendre part aux délibérations de cette conférence et à 
nous faire connaître sa décision, ainsi que les noms de ses délégués, au plus tard 
pour la fin du mois d’avril prochain.

Nous joignons à la présente quelques exemplaires du programme de la 
conférence et saisissons cette occasion pour vous renouveler, Monsieur le Minis­
tre, l’assurance de notre haute considération.» Conseil fédéral.

4. Die Genfer Regierung sei hievon zu benachrichtigen und zu ersuchen, dem 
Bundesrate mitzuteilen, ob sie bereit sei, die zur Abhaltung der Konferenz 
erforderlichen Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen;

5. Beiliegendes Programm nebst der Broschüre «Documents relatifs à la 
revision de la convention de Genève du 22 août 1864» sei dem Militärdeparte­
ment mit der Einladung zuzustellen, jede einzelne Frage des Programmes im 
Hinblick auf die den schweizerischen Delegierten zu erteilenden Instruktionen zu 
begutachten.

6. Das Politische Departement sei zu beauftragen, im Einverständnisse mit

4. E 2001 (A ), Archiv-Nr. 502.
5. Das Datum wird im Beschluss auf den 11. Juni 1906 abgeändert.
6. Dieses Programm wurde von der Schweiz ausgearbeitet. Vgl. BB1 1906, VI, S. 3 ff.
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dem Militärdepartement Vorschläge bezüglich der Wahl der Delegierten dem 
Bundesrate tunlich bald zu unterbreiten7.

7. Der Bundesrat beschloss am 10. März 1906 im Sinne dieser Anträge (E 1004 1/223, Nr. 1245). Am  
9. Juni 1906 genehmigte er die Instruktionen an seine Delegation (E 1004 1/224, Nr. 3124). Instruktio­
nen in: E 2001 (A), Archiv-Nr. 502. Zu seinen Delegierten ernannte er E. Odier, Gesandter in 
St. Petersburg, Staatsrat Dr. Vincent und Oberfeldarzt Dr. Mürset.

112
E 2200 Paris 1/241

Der schweizerische Gesandte in Paris, Ch. Lardy, an den Vorsteher des Post- und
Eisenbahndepartementes, J. Zemp

Kopie
S Paris, 13 mars 1906

Ce matin j ’ai reçu la visite de M. Jacquier, ingénieur en chef des Ponts et 
Chaussées de France, qui m’a remis à Votre usage trois exemplaires du rapport 
qu’il a adressé à M. le Ministre des Travaux Publics sur les travaux du tunnel du 
Simplon, travaux qu’il a suivis pendant toute la durée de la construction.

M. Jacquier est Savoyard; il prend ces jours-ci sa retraite et va aller vivre à 
Thonon.

En me remettant son rapport, M. Jacquier m’a dit que, dans son opinion 
personnelle, les compétitions de toutes sortes qui s’agitent autour des lignes 
d’accès auraient pour conséquence que la France ne ferait rien du tout. Il a ajouté 
qu’on ferait bien à Berne d’envisager ces lignes d’accès non pas seulement au 
point de vue économique et financier, mais aussi au point de vue politique. 
Derrière la ligne de la Faucille il y a de la politique. A deux reprises, au siècle 
dernier, la Suisse a laissé échapper l’occasion d’annexer la Savoie; aujourd’hui 
c’est trop tard, elle est francisée et ne pourrait devenir suisse qu’à la suite d ’une 
guerre franco-allemande où la France serait vaincue. D ’autre part, Genève est la 
capitale commerciale et économique des zones. La France ne désire pas s’an­
nexer Genève, mais il faudrait en arriver à régler définitivement les rapports de la 
Suisse avec la Savoie et faire disparaître les douaniers du canton de Genève, par 
exemple en faisant de ce canton une zone franche suisse et en faisant de tout ce 
bassin un pays sans douanes ou en cherchant une autre combinaison d’union 
douanière. Le Conseil fédéral devrait se pénétrer aussi de l’idée qu’il est 
nécessaire de faire quelque chose pour Genève. Les Genevois sont suisses et 
même les quarante mille Français de Genève ne demandent pas l’annexion de ce 
canton à la France, mais les choses marcheront mal tant que l’on ne sera pas 
arrivé à un règlement définitif des rapports de la Suisse avec la Savoie aux points 
de vue commercial et de la neutralité. Si on arrive à ce règlement, s’il n ’y a plus 
de douanes à Genève, si on raccorde les deux gares de Genève, alors la question 
financière disparait devant l’intérêt politique et la France pourra volontiers 
consacrer de grosses sommes à la Faucille tout en faisant des concessions pour le
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